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(Nr. 13184.) Geſetz über die Arztekammern und einen Arztekammerausſchuß. Vom 30. Dezember 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Die Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung, vom 25. Mai 1887 
(Geſetzſamml. S. 169) und die fie abändernden Verordnungen vom 21. Juli 1892 (Geſetzſamml. 
S. 22), vom 6. Januar 1896 (eſetzſamml. S. 1), vom 20. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 115), 
vom 23. Januar 1899 (Geſetzſamml. S. 17) und vom 8. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 237), der 
dritte und vierte Abſchnitt des Geſetzes, betreffend die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht 
und die Kaſſen der Arztekammern, vom 25. November 1899 (Geſetzſamml. S. 565) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 27. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 182) ſowie die §8 1 und 2 und § 3 Ziffer 1, 
ſoweit ſich dieſe auf die 98 49, 49a, 50 und 55 des vorbezeichneten Geſetzes vom 25. Novem⸗ 
ber 1899 in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Juli 1904 beziehen, und $ 5 Abſ. 2 Satz 1 und 3 
des Geſetzes über die Errichtung gemeinſamer Arztekammern für die Provinzen Niederſchleſien und 
Oberſchleſien ſowie für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und die 
Stadt Berlin vom 18. Juli 1924 (Gefegfamml. S. 581) werden mit den ſich aus den Artikeln III 
und V dieſes Geſetzes ergebenden Einſchränkungen aufgehoben. An ihre Stelle treten folgende 
Vorſchriften: 


Erſter Abſchnitt. 
Die Arztekammern. 
a. Zahl und Geſchäſtskreis. 


f 9. 12 
(1) Für jede Provinz und für Berlin iſt eine Arztekammer zu errichten. Die Kammern haben 
ihren Sitz am Amtsſitze des Oberpräſidenten. 


2) Für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen wird eine gemeinſame 
Arztekammer mit dem Sitze in Berlin, für die Provinzen Oberſchleſien und Niederſchleſien eine 
gemeinſame Arztekammer mit dem Sitze in Breslau errichtet. 


(3) Die Hohenzollernſchen Lande gehören zum Bezirke der Arztekammer für die Rheinprovinz. 


a 


0) Der Geſchäftskreis der Arztekammern umfaßt die Erörterung aller Fragen und Angelegen- 
heiten, die den ärztlichen Beruf oder die öffentliche Geſundheitspflege betreffen, ſowie die Wahr⸗ 
nehmung und Vertretung der Intereſſen des Arzteſtandes. N 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags:“ 14. Januar 1927) 3 
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(2) Die Staats- und Gemeindebehörden ſollen den Arztekammern Gelegenheit geben, ſich über 
Fragen ihres Geſchäftskreiſes gutachtlich zu äußern und zu Beratungen ſolcher Fragen, insbeſondere 
ſoweit ſie die öffentliche Geſundheitspflege betreffen, in geeigneten Fällen Sachverſtändige hinzu⸗ 
ziehen, die ihnen von den Arztekammern vorgeſchlagen werden. 

(3) Die Arztekammern können durch beſondere Satzungen Fürſorgeeinrichtungen für Arzte und 
deren Hinterbliebene ſchaffen. Die Arzte ſind bei Vermeidung ſatzungsmäßiger Nachteile verpflichtet, 
die für die Fürſorgeeinrichtungen erforderlichen Angaben zu machen. Für dieſe Einrichtungen kann 
eine beſondere Verwaltung beſtellt werden, an der Arzte teilnehmen können, die nicht Mitglied der 
Arztekammer ſind. Die Fürſorgeeinrichtungen können gemeinſam für mehrere oder ſämtliche Arzte⸗ 
kammern geſchaffen werden. 


(4 Die Satzungen für Fürſorgeeinrichtungen, die unter Gewährung eines Rechtsanſpruchs 
eine Verſicherung von Arzten oder deren Hinterbliebenen zum Gegenſtande haben, bedürfen der Ge— 
nehmigung der zuſtändigen Miniſter. Das gleiche gilt für die Abänderung oder Aufhebung ſolcher 
Satzungen. Abſ. 3 Satz 3 und 4 gilt auch hier entſprechend. 

(5) Die Kammer hat das Recht, Ausſchüſſe zu bilden und dieſe mit beſonderen, regelmäßigen 
oder vorübergehenden Aufgaben zu betrauen. 


(6) Die Arztekammern beſtimmen die Blätter, in denen ihre Bekanntmachungen zu veröffent⸗ 
lichen ſind. 
8 3. 
d Die Arztekammern ſind Körperſchaften des öffentlichen Rechtes ohne behördliche Eigenſchaft. 
Sie führen als Siegel den preußiſchen Adler mit der Umſchrift 
»Arztekammer fürn 4 


9 4. 
() Jeder Arzt, der den ärztlichen Beruf oder eine mediziniſche Tätigkeit aufnimmt, hat dies 
binnen zwei Monaten dem Vorſtande derjenigen Arztekammer mitzuteilen, in deren Bezirk ſein 
Wohnſitz liegt. Die Mitteilung muß den Vor⸗ und Familiennamen, den Geburtsort und das Ge⸗ 
burtsdatum des Arztes ſowie ſeine Anſchrift enthalten. : 
(2) Eine gleiche Mitteilungspflicht hat jeder Arzt, der feinen Wohnſitz verlegt. Wenn die 
Verlegung in den Bezirk einer anderen Kammer erfolgt, fo iſt die im Abſ. 1 bezeichnete Mit⸗ 
teilung an den Vorſtand dieſer Kammer zu richten. Dem Vorſtande derjenigen Kammer, in deren 
Bezirk der bisherige Wohnſitz lag, iſt binnen zwei Monaten von der Verlegung Mitteilung zu machen, 

) Die Mitteilungspflicht bleibt auch nach einer Befreiung des Arztes von der Beitragspflicht 
($ 39 Abſ. 3) beſtehen. 

(% Der Vorſtand der Arztekammer kann einen Arzt, der ihm gegenüber der in Abſ. 1, 2 
und 3 vorgeſchriebenen Mitteilungspflicht nicht genügt hat, durch Beſchluß in eine Ordnungsſtrafe 
bis zur Höhe des einfachen Jahresbeitrags nehmen. Der Arzt iſt vorher zu hören. 

(6) Die Ordnungsſtrafe läßt die Pflicht des Arztes zur Nachzahlung nicht entrichteter Beiträge 
unberührt. N a a 

(6) Vorſtehende Beſtimmungen gelten nicht für Arzte, die nach § 7 Abſ. 1 kein Wahlrecht 
heſitzen. Soweit fie ſich auf die Verhängung von Ordnungsſtrafen beziehen, finden fie ferner keine 
Anwendung auf Arzte, die Reichsbeamte oder unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte ſind, 
ſowie auf Privatdozenten, die einen Lehrauftrag oder eine feſte ſtaatliche Beſoldung haben. 


8 5. 

Y Der Beſchluß über die im § 4 bezeichnete Ordnungsſtrafe kann binnen einem Monat 
mit dem Einſpruch an den Vorſtand der Arztekammer, deſſen Entſcheidung binnen einer weiteren 
Friſt von einem Monat mit der Beſchwerde an den Oberpräſidenten angefochten werden. Gegen 
die Entſcheidung des Oberpräſidenten ift innerhalb eines Monats die weitere Beſchwerde an den 
Miniſter für Volkswohlfahrt zuläſſig. Der Lauf der Einſpruchsfriſt und der Beſchwerdefriſten 


7 


— 355 — 


beginnt mit dem Ablauf desjenigen Tages, an dem das Schreiben über die Verhängung der 
Ordnungsſtrafe oder die Entſcheidung über den Einſpruch oder die Beſchwerde bei dem Empfänger 
eingegangen iſt. 8 N 

e) Die Einziehung nicht freiwillig gezahlter Ordnungsſtrafen erfolgt im Verwaltungs- 
zwangsverfahren. 

b. Wahlrecht, Mitgliedſchaft und Wahlverfahren. 
8 6. 

Die Mitglieder der Arztekammern und ihre Stellvertreter werden nach den Grundſätzen der 
Verhältniswahl durch geheime und ſchriftliche Abſtimmung gewählt. Die Wahl erfolgt innerhalb 
des Bezirkes der Kammer getrennt nach Wahlkreiſen. Jeder Regierungsbezirk bildet einen Wahlkreis. 
Umfaßt der Bezirk einer Kammer keinen Regierungsbezirk, ſo bildet die Provinz den Wahlkreis. 
Die Stadt Berlin bildet einen Wahlkreis. 

SR 

) Wahlberechtigt find diejenigen in Deutſchland approbierten Arzte, die deutſche Reichs⸗ 
angehörige ſind und ihren Wohnſitz in Preußen haben. Zu den Arzten im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmungen gehören nicht die Sanitätsoffiziere und Anterärzte des Reichsheeres und der Reichsmarine. 

(2) Das Wahlrecht eines Arztes ruht, ſolange er auf Grund des § 39 von der Beitrags- 
pflicht gegenüber der Arztekammer befreit iſt. 

6) Das Wahlrecht eines Arztes ruht ferner, wenn er ſich in Anterſuchungshaft oder Straf- 
haft befindet. f 

() Ein Arzt iſt vom Wahlrecht ausgeſchloſſen, ſolange er entmündigt iſt oder unter vor⸗ 
läufiger Vormundſchaft oder wegen geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſteht oder ſolange er 
rechtskräftig durch Richterſpruch die bürgerlichen Ehrenrechte verloren hat oder ſolange ihm durch 
rechtskräftigen Spruch im ehrengerichtlichen Verfahren das Wahlrecht zur Arztekammer entzogen 
worden iſt. 5 

88. 

Wählen kann ein Arzt nur, wenn er in eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei eingetragen iſt 

oder wenn er gemäß § 13 einen Wahlſchein erhalten hat. 


8 9. 
(4) Wöhlbar iſt ein nach § 7 Abſ. 1 wahlberechtigter Arzt in dem Kammerbezirk, in dem er 
ſeinen Wohnſitz hat. 
(2) Der § 7 Abſ. 2 bis 4 findet auf die Wählbarkeit entſprechende Anwendung. 


$ 10. 
(1) Ein Mitglied oder ein Stellvertreter verliert ſeinen Sitz in der Arztekammer: 
J. durch Verzicht, der dem Vorſtande der Arztekammer gegenüber ſchriftlich erklärt werden 
muß und unwiderruflich iſt 
2. durch nachträglichen, dauernden oder vorübergehenden Verluſt der Wählbarkeit (8 9). 
Die Anterſuchungshaft zieht jedoch nicht den Verluſt des Kammerſitzes nach ſich 
3. durch Angültigkeitserklärung der Wahl. 


e) In den Fällen der Nr. 2 beſchließt der Vorſtand der Arztekammer darüber, ob der 
Verluſt des Sitzes eingetreten iſt. Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen, von den Mitgliedern 
des Vorſtandes, die bei ihm mitgewirkt haben, zu unterſchreiben und dem von dem Verluſte des 
Sitzes betroffenen Arzt zuzustellen. Letzterer kann den Beſchluß innerhalb eines Monats von der 
Zuſtellung ab mit der Beſchwerde an den Miniſter für Volkswohlfahrt anfechten, der endgültig 
entſcheidet. Die Anfechtung hat aufſchiebende Wirkung. 


§ 11. 
) Die Wahl findet alle vier Jahre im November ſtatt. Der vierjährige Zeitraum, für 
den die Wahl erfolgt, beginnt mit dem Anfange des nächſtfolgenden Jahres. 
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(2) Die Wahlzeit ( 1 und Ende der Wahlfriſt) wird von dem Vorſitzenden der Arzte⸗ 
0 feſtgeſetzt. 
) Ihre Bekanntmachung Ru ſpäteſtens dreißig Tage vor dem Tage veröffentlicht werden, 
an en die Wahlvorſchläge eingereicht fein müſſen ($ 16 Abſ. J). 


§ 12. 

(1) Für jeden Wahlkreis hat der Vorſitzende der Arztekammer für die dort wohnenden Wähler 
eine Wählerliſte oder eine Wahlkartei anzulegen. Die Wählerliſte iſt im Juni desjenigen Jahres, 
in dem die Wahl ſtattfindet, unter Hinweis auf die Einſpruchsfriſt in dem Wahlkreiſe zu 
en 

) Einſprüche gegen die Wählerliſte (Wahlkartei) ſind unter Beifügung der erforderlichen 
Unterlage ſpäteſtens innerhalb zweier Wochen nach der Veröffentlichung beim Vorſitzenden der 
Arztekammer anzubringen. Dieſer hat über den Einſpruch innerhalb acht Tagen zu entſcheiden. 
Seine Entſcheidung kann binnen acht Tagen durch Beſchwerde bei dem Oberpräſidenten ange⸗ 
fochten werden, der endgültig entſcheidet. 

(3) Der Vorſitzende der Arztekammer hat die Wählerliſte (Wahlkartei) nach Ablauf der Ein⸗ 
BSR oder, wenn Einſprüche erhoben waren, nach deren Erledigung e 


$ 13. 

() Arzte, die nach Abſchluß der Wählerliſte wahlberechtigt werden oder ihren Wohnſitz in 
einen anderen Wahlkreis verlegen, erhalten auf Antrag einen Wahlſchein. 

(2) Der Wahlſchein berechtigt zur Stimmabgabe nur in dem Wahlkreiſe, zu dem der Wohnſitz 
gehört. Im übrigen kann ein Wähler nur in dem Wahlkreiſe wählen, in deſſen Wählerliſte oder 
Wahlkartei er eingetragen iſt. 

(s) Er kann in dieſem Wahlkreis auch dann wählen, wenn er nach Abſchluß der Wählerliſte 
Wahlkartei) ) ſeinen Wohnſitz in einen anderen Wahlkreis verlegt hat, ſofern er nicht einen 8 1 
ſchein beſitzt. 

$ 14. 

) Der Vorſtand der Arztekammer beruft aus den Wählern des Kammerbezirkes für alle zu 
dieſem Bezirke gehörenden Wahlkreiſe einen Wahlleiter und einen Stellvertreter. Er kann jedoch 
auch einen beſonderen Wahlleiter und einen Stellvertreter für einzelne oder mehrere Wahlkreiſe 
aus deren Wählern berufen. 

(2) Die Berufung erfolgt durch einen mit Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß; bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 


9 15. 
1) Jeder Arztekammer müſſen mindeſtens zwölf Mitglieder angehören. 
) In jedem Wahlkreis iſt auf je fünfzig in die Wählerliſte (Wahlkartei) eingetragene Wähler 
ein add zu wählen, doch hat jeder Wahlkreis Anſpruch auf mindeſtens zwei Mitglieder. 
6) Würde nach der im Abſ. 2 angegebenen Berechnungsart die Mitgliederzahl der Arzte⸗ 
kammer nicht die nach Abſ. 1 erforderliche Mindeſtzahl von zwölf erreichen, fo find die zu zwölf 
noch fehlenden Mitgliederſitze auf die Wahlkreiſe unter Berückſichtigung der Wählerzahlen zu verteilen. 
() Mit den Mitgliedern iſt eine gleiche Anzahl Stellvertreter zu wählen. 
(5) Der Oberpräſident beſtimmt auf Grund der abgeſchloſſenen Wählerliſten (Wahlkarteien), 
wieviel Mitglieder und Stellvertreter danach in jedem Wahlkreiſe zu wählen find. 


9 16. 

(1) Bei dem Wahlleiter fi find ſpäteſtens am fünfunddreißigſten Tage vor dem Beginne der 
Wahlzeit Wahlvorſchläge einzureichen. 

(2) Die Wahlvorſchläge müſſen von mindeſtens zehn im Wahlkreiſe wahlberechtigten Perſonen 
unterſchrieben ſein. 

6) Die Namen der Bewerber müſſen in erkennbarer Reihenfolge aufgeführt ſein. 

% Ein Wahlvorſchlag kann doppelt fo viel Namen enthalten, als Mitglieder in dem Wahl⸗ 
kreiſe zu wählen ſind. 


a 


) In den Wahlvorſchlag darf nur aufgenommen werden, wer feine Zuſtimmung dazu er- 
klärt hat. Die Erklärung muß ſpäteſtens am fünfunddreißigſten Tage vor dem Beginne der 
Wahlzeit beim Wahlleiter eingereicht ſein, andernfalls wird der Bewerber geſtrichen. 


(e) In dem einzelnen Wahlkreiſe darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen werden. 


§ 17. 

4) In jedem Wahlvorſchlage muß ein Vertrauensmann und ein Stellvertreter bezeichnet 
werden, die zur Abgabe von Erklärungen gegenüber dem Wahlleiter und dem Wahlausſchuſſe ($ 19) 
bevollmächtigt ſind. Fehlt dieſe Bezeichnung, ſo gilt der erſte Unterzeichner als Vertrauensmann, 
der zweite als Stellvertreter. 

(2) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlags ſchriftlich, daß der 
Vertrauensmann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer an 
die Stelle des früheren Vertrauensmanns, ſobald die Erklärung dem Wahlleiter zugeht. 


§ 18. 

Innerhalb eines Wahlkreiſes können mehrere Wahlvorſchläge miteinander verbunden werden. 
Jeder Wahlvorſchlag darf nur einer einzigen Gruppe von verbundenen Wahlvorſchlägen angehören. 
Die Verbindung muß von den Vertrauensmännern der einzelnen Wahlvorſchläge oder deren Stell- 
vertretern übereinſtimmend ſpäteſtens am fünfundzwanzigſten Tage vor dem Beginne der Wahlzeit 
ſchriftlich dem Wahlleiter gegenüber erklärt werden. Verbundene Wahlvorſchläge können nur ge- 
meinſchaftlich zurückgenommen werden. Sie gelten den anderen Wahlvorſchlägen gegenüber als 
ein Wahlvorſchlag. 

9 192 

a) Für jeden Kammerbezirk wird ein Wahlausſchuß gebildet, der die Wahlvorſchläge und 

ihre Verbindungen zu prüfen und feſtzuſetzen und das Ergebnis der Wahl feſtzuſtellen hat. 


e) Iſt nach § 14 für Wahlkreiſe ein beſonderer Wahlleiter berufen, fo iſt für fie auch ein 
beſonderer Wahlausſchuß zu bilden. 

6) Die Wahlausſchüſſe beſtehen aus dem Wahlleiter bzw. deſſen Stellvertreter als Vor⸗ 
ſitzendem und mindeſtens zwei Beiſitzern. Die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden von dem 
Vorſtande der Arztekammer aus den Wählern des Kammerbezirkes berufen. Die Berufung erfolgt 
durch einen mit Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. a 

$ 20. 

Die Wahlvorſchläge find in der Reihenfolge ihres Einganges mit Nummern zu verſehen. 
Sie können nach ihrer Feſtſetzung nicht mehr geändert, verbunden oder zurückgenommen werden; 
auch eine Zurücknahme von Verbindungen ift dann unzuläffig. 


8 21. 

a) Wird nur ein Wahlvorſchlag für einen Wahlkreis zugelaſſen, fo gelten die darin gültig 
verzeichneten Bewerber in der Reihenfolge des Vorſchlags nach Maßgabe der zu wählenden Zahl 
als Mitglieder bzw. Stellvertreter ($ 29) gewählt, ſofern der Wahlvorſchlag doppelt ſoviel 
Namen von Bewerbern enthält, als Mitglieder in dem Wahlkreiſe zu wählen ſind. Eine Wahl⸗ 
handlung nach den §§ 22 bis 28 findet dann in dem Wahlkreiſe nicht ſtatt. 

(2) Enthält der Wahlvorſchlag nicht die nach Abſ. 1 erforderliche Zahl von Namen, ſo iſt 
die Wahl in dem betreffenden Wahlkreis alsbald zu wiederholen. 


9 22. 


Der Wahlleiter gibt ſpäteſtens am zehnten Tage vor dem Beginne der Wahlzeit die Wahl 
vorſchläge nebſt den Verbindungserklärungen in der zugelaſſenen Form und unter Angabe ihrer 
Nummern öffentlich bekannt. N 
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9 23. a 

) Die Wahl erfolgt durch Einſendung eines Stimmzettels an den Wahlleiter. Der 
Stimmzettel muß bis zum Ende der Wahlzeit abgeſandt werden. Er darf außer der Nummer 
eines Wahlvorſchlags nur die Namen und Anſchriften der Bewerber enthalten, denen der Wähler 
ſeine Stimme geben will. Weitere Angaben machen ihn ungültig. 

e) Die Namen auf dem Stimmzettel dürfen nur einem einzigen Wahlvorſchlag entnommen 
ſein. Der erſte Name oder die vom Wahlleiter bekanntgegebene Nummer eines Wahlvorſchlags 
genügt, 

(8) Der Stimmzettel muß in einem verſchloſſenen, undurchſichtigen und als Wahlumſchlag 
bezeichneten Umſchlag enthalten fein. Die Überfendung von Stimmzetteln mehrerer Wähler in 
einem Wahlumſchlag iſt unzuläſſig. Der Wahlumſchlag mit dem Stimmzettel iſt in einem 
zweiten äußeren Umſchlag abzuſenden, auf oder in dem ſich die zur Feſtſtellung der Perſon des 
Wählers nötigen Angaben befinden müſſen und der im Falle des § 13 den Wahlſchein enthalten muß. 


9 24. 
Nach Ablauf der Wahlzeit ſtellt der Wahlausſchuß in einer öffentlichen Sitzung das Wahl⸗ 
ergebnis feſt und entſcheidet dabei mit Stimmenmehrheit über die Gültigkeit der Stimmzettel; bei 
Stimmengleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. 


§ 25. 

Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes ſtellt der Wahlausſchuß feſt, wieviel gültige Stimmen 
abgegeben ſind und wieviel davon auf jeden Wahlvorſchlag und auf die verbundenen Wahlvor⸗ 
ſchläge gemeinſchaftlich entfallen. 

$ 26. 

c) Die zu beſetzenden Mitgliederſtellen werden auf die Wahlvorſchläge nach dem Verhältniſſe 
der ihnen nach § 25 zugefallenen Stimmen verteilt. 

() Die Verteilung erfolgt in der Weiſe, daß die auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallen⸗ 
den Stimmenzahlen nacheinander durch 1, 2, 3 uſw. geteilt werden, bis von den ſich hieraus 
ergebenden Teilzahlen fo viel Höchſtzahlen der Größe nach ermittelt ſind, als Kammermitglieder zu 
wählen ſind. 

6) Jeder Wahlvorſchlag erhält fo viel Mitgliederſitze, als auf ihn Höchſtzahlen entfallen. 
Wenn an letzter Stelle auf mehrere Wahlvorſchläge die gleiche Höchſtzahl entfällt, entſcheidet das 
vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

d § 27. 

Sind verbundene Wahlvorſchläge vorhanden, ſo wird bei der Verteilung der Mitgliederſitze 
auf die einzelnen Wahlvorſchläge jede Gruppe verbundener Wahlvorſchläge als ein Wahlvorſchlag 
angeſehen und ihr die ihrer Geſamtſtimmenzahl entſprechende Mitgliederzahl zugeteilt. Die ſo 
ermittelte Mitgliederzahl wird nach den Grundſätzen des § 26 auf die einzelnen miteinander ver- 
bundenen Wahlvorſchläge unterverteilt. 


9 28. 


4) Die Mitgliederſitze werden auf die Bewerber nach ihrer Reihenfolge in den Wahlvor⸗ 
ſchlaͤgen verteilt. \ 


0) Entfallen auf einen Wahlvorſchlag mehr Mitgliederſitze, als der Wahlvorſchlag Namen 
von Bewerbern enthält, ſo ſind die übrigbleibenden Mitgliederſitze auf einen mit ihm verbundenen 
Wahlvorſchlag zu verteilen. Die Verteilung erfolgt nach Maßgabe des $ 26, wenn eine Verbin⸗ 
dung mit mehreren Wahlvorſchlägen ſtattgefunden hat. 


66) Sind im Falle des Abſ. 2 keine verbundenen Wahlvorſchläge vorhanden oder ſind auch 
dieſe erſchöpft, ſo bleiben die übriggebliebenen Mitgliederſitze unbeſetzt. Wird danach in dem 
Kammerbezirke nicht die im § 15 Abs. 1 vorgeſchriebene Mindeſtzahl von Kammermitgliedern 
erreicht, ſo muß in demjenigen Wahlkreis, in dem Mitgliederſitze unbeſetzt geblieben find, die 
Wahl wiederholt werden. l 
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> § 29. 

(4) Die den gewählten Mitgliedern auf demſelben Wahlvorſchlage folgenden Bewerber gelten 
in der Zahl dieſer Mitglieder und in der Reihenfolge, in der ſie auf dem Wahlvorſchlage ſtehen, 
als Stellvertreter gewählt. 

() Entfallen auf einen Wahlvorſchlag mehr Stellvertreterſitze, als dieſer noch Namen von 
Bewerbern enthält, jo findet der § 28 Abſ. 2 und 3 entſprechende Anwendung. 


$ 30. 

(1) Wenn ein zum Mitgliede Berufener die Wahl ablehnt, jo wird er durch den Stellvertreter 
erſetzt, der an erſter Stelle ſteht. 

(2) Wird danach ein Stellvertreter Mitglied oder lehnt ein zum Stellvertreter Berufener 
die Wahl ab, ſo tritt derjenige Bewerber, der hinter dem an erſter Stelle Gewählten als nächſter 
auf dem Wahlvorſchlag oder, wenn letzterer erſchöpft iſt, auf einem mit ihm verbundenen Wahl 
vorſchlage ſteht, als Stellvertreter hinzu. Iſt kein ſolcher Bewerber vorhanden, ſo bleibt die 
Stelle unbeſetzt. 

(3) Die vorſtehenden Beſtimmungen gelten auch, wenn ein Mitglied oder ein Stellvertreter 
vor Ablauf der Wahlzeit ausſcheidet. 

(«) Der Vorſtand der Arztekammer ſtellt feſt, wer danach an Stelle des Ablehnenden oder 
Ausgeſchiedenen als Mitglied oder Stellvertreter berufen iſt. 


i $ 31. 

Das Ergebnis der Wahl iſt von dem Oberpräſidenten öffentlich bekannt zu machen. Die Koſten 

der Bekanntmachung trägt der Staat. 
$ 32. 

Gegen die Gültigkeit der Wahl kann jeder Wähler binnen zwei Wochen nach der öffentlichen 
Bekanntmachung des Wahlergebniſſes beim Vorſtande der Arztekammer Einſpruch erheben. Über 
den Einſpruch entſcheidet die Arztekammer. Erklärt ſie die Wahl eines oder einzelner Mitglieder 
für ungültig, jo gilt $ 30. Erklärt fie die ganze Wahl oder einen ganzen Wahlvorſchlag für 
ungültig, ſo hat in dem betreffenden Wahlkreis alsbald eine Nachwahl ſtattzufinden. 


c. Vorſtand und Mitgliederverſammlung. 


§ 33. 
(1) Die Mitglieder der Arztekammer verwalten ihr Amt als Ehrenamt. 


(2) Durch Beſchluß der Arztekammer können ihnen für die Teilnahme an den Sitzungen der 
Kammer, des Vorſtandes oder von Ausſchüſſen ſowie für die Erledigung beſonderer Aufgaben 
Entſchädigungen gewährt werden. 

8 34. 

() Späteſtens drei Monate nach Ablauf der Wahlzeit find die Mitglieder der Arztekammer 
von dem Oberpräſidenten zur Wahl des Vorſtandes zuſammenzuberufen. Der § 37 Abſ. 1 und 3 
und der § 38 Abſ. 1 finden entſprechende Anwendung. 

() Ein Mitglied, das am Erſcheinen verhindert iſt, hat dies alsbald mitzuteilen. An ſeiner 
Stelle iſt ein Stellvertreter zu laden, dem die gleiche Mitteilungspflicht obliegt. Bei dieſer Ladung 
braucht die im § 37 Abf. 1 bezeichnete achttägige Friſt nicht innegehalten zu werden. Die Stell. 
vertreter ſind in der Reihenfolge zu laden, in der ſie berufen ſind. 

6) Die Wahlverſammlung wird von dem Oberpräſidenten oder feinem Stellverteter eröffnet. 
In der Wahlverſammlung führt das an Jahren älteſte anweſende Mitglied der Kammer den 
Vorſitz. Es beruft zwei Mitglieder als Schriftführer und Stimmenzähler. 

’ (4) Der Vorſtand iſt für die Amtsdauer der Arztekammer zu wählen und hat aus einem 
Vorſitzenden und mindeſtens vier Beiſitzern zu beſtehen. Die Arztekammer beſchließt mit dieſer 
Maßgabe, wieviel Vorſtandsmitglieder und wieviel Stellvertreter zu wählen ſind, und trifft über 
die Ladung der Stellvertreter nähere Beſtimmungen. f 5 


() Die Mitgliederfige im Vorſtande der Arztekammern für die Provinzen Brandenburg und 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen ſowie für die Provinzen Oberſchleſien und Niederſchleſien ſind auf 
die zum Bezirke dieſer Arztekammern gehörenden Provinzen in der Weiſe zu verteilen, daß jede 
Provinz mindeſtens durch ein Mitglied im Vorſtande vertreten wird. Im übrigen ſoll bei der 
Verteilung das Verhältnis berückſichtigt werden, in dem die Provinzen in der Arztekammer durch 
Mitglieder vertreten ſind. Mit dieſer Maßgabe beſchließt die Arztekammer mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen über die Verteilung. Die Vorſtandsmitglieder können nur durch Stell— 
vertreter aus derſelben Provinz vertreten werden. 


(6) Die Wahl erfolgt in geheimer Abſtimmung durch Stimmzettel in beſonderen Wahlgängen. 
Sie kann durch Zuruf erfolgen, wenn von keiner Seite widerſprochen wird. 

(7) Der Vorſitzende wird zuerſt gewählt. 

(é) Über die Gültigkeit eines Stimmzettels entſcheidet die Arztekammer. 

(0) Gewählt iſt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten hat. Ergibt ſich keine 
ſolche Stimmenmehrheit, ſo wird zu einer engeren Wahl zwiſchen denjenigen geſchritten, die die 
meiſten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das von dem Vorſitzenden 


zu ziehende Los darüber, wer auf die engere Wahl zu bringen oder wer als ſchließlich gewählt 
zu betrachten iſt. 


(10) Lehnt ein Gewählter die Wahl ab, jo tritt an feine Stelle, der die nächſtmeiſten Stimmen 
erhalten hat. 


(11) Scheidet während der Amtsdauer der Arztekammer ein Vorſtandsmitglied aus, fo kann 
der Vorſtand eine Erſatzwahl vornehmen. Auf dieſe Wahl finden Abf. 6, 8 bis 10 entſprechende 
Anwendung. 2 


$ 35. 
4) Der Vorſtand beſchließt mit Stimmenmehrheit. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 


2) Er iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte feiner Mitglieder oder deren Stell— 
vertreter anweſend iſt. 


(3) Der Vorſtand kann durch briefliche Abſtimmung beſchließen, ſofern nicht ein Mitglied 
mündliche Abſtimmung verlangt. 

(4) Der Vorſtand führt auch nach Ablauf der Wahlperiode die Geſchäfte weiter, bis der 
neue Vorſtand die Geſchäftsführung übernommen hat. 


$ 36. 

(4) Der Vorſitzende vertritt die Arztekammer nach außen und vermittelt ihren Verkehr mit den 
Staatsbehörden. Alle Urkunden, welche die Arztekammer vermögensrechtlich verpflichten, müſſen 
unter ihrem Namen von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter und noch einem Mitgliede 
des Vorſtandes vollzogen werden. Die Geſchäftsordnung der Arztekammer ($ 38 Abſ. 4) kann 
jedoch beſtimmen, daß die Vollziehung außer vom Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter durch 
einen Angeſtellten der Kammer erfolgt. 


(2) Der Vorſitzende hat die laufenden Geſchäfte der Arztekammer und des Vorſtandes zu 
führen, die Beſchlüſſe auszuführen und deren Ausführung zu überwachen. Er beruft die Sitzungen 
der Arztekammer und des Vorſtandes ein und leitet in beiden die Verhandlungen. 


() Er muß die Arztekammer einberufen, wenn die Hälfte ihrer Mitglieder unter Angabe des 
zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich darauf anträgt oder wenn es die Arztekammer oder der 
Vorſtand beſchließt. 

(4) Er muß den Vorſtand einberufen, wenn es von zwei Vorſtandsmitgliedern unter Angabe 
des zu verhandelnden Gegenſtandes ſchriftlich beantragt wird. Für den Fall, daß der Vorſtand 
aus mehr als fünf Mitgliedern beſteht, kann die Geſchäftsordnung der Arztekammer beſtimmen, 
daß ein ſolcher Antrag von mehr als zwei Vorſtandsmitgliedern geſtellt werden muß. N 
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i 8 37. 

(1) Der Vorſtand und die Arztekammer werden durch ſchriftliche Einladung einberufen, die 
ſpäteſtens acht Tage vor der Sitzung eingeſchrieben zur Poſt zu geben iſt. In beſonders 
dringenden Fällen kann bei der Einladung zu einer Vorſtandsſitzung von der Einhaltung der 
achttägigen Friſt abgeſehen werden. 

2) Ein Mitglied, das am Erſcheinen verhindert iſt, hat hiervon rechtzeitig Mitteilung zu 
machen. Die Ladung von Stellvertretern der Vorſtandsmitglieder erfolgt nach den von der Arzte⸗ 
kammer hierfür getroffenen Beſtimmungen (8 34 Abf. 4). Im übrigen findet auf die Ladung von 
Stellvertretern der § 34 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 

(3) Bei der Einberufung der Arztekammer müſſen die Gegenſtände, über die in der Sitzung 
beſchloſſen werden ſoll, bezeichnet werden. Über andere Gegenſtände, mit Ausnahme des Antrags 
auf abermalige Einberufung der Arztekammer, darf nur dann ein Beſchluß gefaßt werden, wenn 
ſie dringlich ſind und mindeſtens ein Drittel der anweſenden Kammermitglieder der Beſchlußfaſſung 
zuſtimmt. 

§ 38. 

(1) Die Arztekammer iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ihrer Mitglieder oder 

deren Stellvertreter anweſend iſt. 

be) Für die Schaffung neuer Fürſorgeeinrichtungen der Arztekammer iſt die Zuſtimmung der 
Mehrheit aller Kammermitglieder oder deren Stellvertreter erforderlich; in der Einberufung iſt 
hierauf hinzuweiſen. i 

6) Für andere Beſchlüſſe genügt die einfache Mehrheit aller abgegebenen Stimmen, ſoweit 
ſich nicht aus dieſem Geſetz etwas anderes ergibt. 


() Im übrigen regelt die Arztekammer ihre Geſchäftsführung ſelbſtändig durch Aufſtellung 
einer Geſchäftsordnung. f 


d. Umlagerecht und Kaſſen der Arztekammern. 
$ 39. 

a) Jede Ärztekammer ift befugt, von den wahlberechtigten Arzten des Kammerbezirkes einen 
von ihr feſtzuſetzenden jährlichen Beitrag zur Deckung ihres Kaſſenbedarfs zu erheben. 

(2) Durch die ehrengerichtliche Entziehung des Wahlrechts wird die Beitragspflicht nicht 
berührt. 

(3) Approbierte Arzte, die weder eine ärztliche Praxis noch gegen Entgelt eine andere medi— 
ziniſche Tätigkeit ausüben, ſind von der Beitragspflicht befreit, ſofern ſie dem Vorſtande der 
Arztekammer eine entſprechende ſchriftliche Erklärung abgegeben haben. Die Befreiung tritt mit 
dem Ablaufe des Monats ein, in dem die Erklärung an den Vorſtand der Arztekammer gelangt. 
Wird die Erklärung vom Vorſtande beanſtandet, fo iſt dem Arzte darüber ein mit Gründen ver. 
ſehener Beſcheid zu erteilen. Der Beſcheid kann binnen einem Monat mit der Beſchwerde an 
den Oberpräſidenten und deſſen Entſcheidung binnen einer weiteren Friſt von einem Monat mit 
der weiteren Beſchwerde an den Miniſter für Volkswohlfahrt angefochten werden. Der Lauf der 
Beſchwerdefriſten beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an dem der Beſcheid oder die Ent⸗ 
ſcheidung über die Beſchwerde bei dem Empfänger eingegangen iſt. 

() Ergibt ſich nachträglich, daß die Vorausſetzungen für die Befreiung von der Beitrags- 
pflicht nicht vorlagen, ſo iſt der Beitrag nachzuzahlen. Das gleiche gilt, wenn nachträglich die 
Vorausſetzungen für die Befreiung fortfallen und der Beitragspflichtige es unterläßt, dem Vor⸗ 
ſitzenden der Arztekammer hiervon binnen zwei Monaten Anzeige zu erſtatten. In beiden Fällen 
kann dem betreffenden Arzte durch Beſchluß des Vorſtandes der Arztekammer außerdem auferlegt 
werden, das Doppelte, im Widerholungsfalle das Vier- bis Zehnfache des nachzuzahlenden Beitrags 
an die Kaſſe der Arztekammer zu entrichten. 


(6) Die Entſcheidungen und Beſchlüſſe gemäß Abſ. 3 und 4 ergehen nach Anhörung des be— 
treffenden Arztes. 
Geſetzſammlung 1926. Nr. 1318413187) 102 
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9 40. 


(1) Der Jahresbeitrag iſt in der Regel für alle verpflichteten Arzte des Kammerbezirkes in 
gleicher Höhe feſtzuſetzen. 

(2) Arzten, die der ärztlichen Ehrengerichtsbarkeit nicht unterſtehen, iſt eine Ermäßigung zu 
gewähren, bei deren Bemeſſung die Höhe der Koſten zu berückſichtigen iſt, die der Kammer durch 
das ärztliche Ehrengerichtsverfahren erwachſen. 

(3) Arzten, die Reichsbeamte oder unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte oder als ſolche 
in den einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand verſetzt find und auf den Genuß der Fürſorge⸗ 
einrichtungen der Kammer endgültig verzichten, iſt eine weitere Ermäßigung zu gewähren. Bei 
ihrer Feſtſetzung iſt das Maß zu berückſichtigen, um das ſich der Kammerbeitrag anderer Arzte 
infolge dieſer Einrichtungen erhöht. Der Verzicht iſt von den beamteten Arzten dem Vorſtande 
der Arztekammer gegenüber ſchriftlich zu erklären; der § 39 Abſ. 3 und 5 findet entſprechende 
Anwendung. 

(4) Die im Abſ. 3 bezeichneten Arzte dürfen, ſofern fie keine ärztliche Tätigkeit ausüben, zu 
den Koſten der allgemeinen Verwaltung nur mit höchſtens einem Drittel des zur Deckung dieſer 
Koſten beſtimmten Teiles des Jahresbeitrags herangezogen werden. 

(6) Im übrigen können mit Rückſicht auf beſondere Verhältniſſe für einen Teil der Arzte 
Ermäßigungen nach abgeſtuften Sätzen feſtgeſetzt werden. 

(e) Für Beſchlüſſe der Ärztekammer, durch die die Aufbringung der Beiträge unter Zugrunde⸗ 
legung anderer Beitragsmaßſtäbe beſtimmt wird, iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln der an der 
Abſtimmung teilnehmenden Mitglieder erforderlich; in der Einladung iſt auf dieſe Beſtimmung 
hinzuweiſen. 

(7) Der Beſchluß der Ärztekammer über die Höhe des Beitrags, insbeſondere auch der Er⸗ 
mäßigungen, und über die Feſtſetzung des Beitragsmaßſtabs bedarf der Genehmigung des Ober⸗ 
präſidenten, die von dem Vorſtande der Arztekammer einzuholen iſt. 

(s) Muß in einem Kammerbezirk eine Wahl wiederholt werden oder muß eine Nachwahl 
ftattfinden, fo iſt der zuletzt beſchloſſene Beitrag weiter zu zahlen. 


8 41. 


(1) Verzieht ein Arzt aus dem Bezirk einer Arztekammer und ſichert er fi) den Weitergenuß 
der Fürſorgeeinrichtungen dieſes Bezirkes, fo iſt er berechtigt, gegenüber der Arztekammer, in deren 
Bezirk er ſeinen Wohnſitz verlegt, auf den Genuß gleichartiger Fürſorgeeinrichtungen zu verzichten. 
In ſolchen Fällen findet der $ 40 Abf. 3 entſprechende Anwendung. 


(2) Vorſtehende Beſtimmungen gelten auch, wenn der Wohnſitz eines Arztes einem anderen 
Arztekammerbezirke zugeteilt wird. 


$ 42. 

a) Die Heranziehung zu den Beiträgen der Arztekammer ($ 39 Abſ. 1 und 4) kann binnen 
einem Monat mit dem Einſpruch an den Vorſtand der Arztekammer und deſſen Entſcheidung binnen 
einer weiteren Friſt von einem Monat mit der Beſchwerde an den Oberpräſidenten angefochten 
werden. Gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten iſt innerhalb eines Monats die weitere Be 
ſchwerde an den Miniſter für Volkswohlfahrt zuläſſig. Der Lauf der Einſpruchsfriſt und der 
Beſchwerdefriſten beginnt mit dem Ablaufe desjenigen Tages, an dem die Mitteilung über die Heran⸗ 
ziehung oder die Entſcheidung über den Einſpruch oder die Beſchwerde bei dem Empfänger ein 
gegangen iſt. 8 

(2) Die Einziehung nicht freiwillig gezahlter Beiträge erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren. 

(6) Über die Niederſchlagung einzelner Beiträge entſcheidet der Vorſtand der Arztekammer. 


f § 43. 
9) Bei jeder Arztekammer wird eine Kaffe errichtet. 
) Die Kaffe hat ihren Sitz am Sitze der Arztekammer. 
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6) In die Kaffe der Arztekammer fließen: 
J. die Beiträge der wahlberechtigten Arzte des Kammerbezirkes ($ 39); 
2. Geldſtrafen und Koſten; 
3. alle Zuwendungen, die der Arztekammer gemacht werden. 


() Aus der Kaffe werden beſtritten: 

1. die Verwaltungskoſten einſchließlich der im § 33 Abſ. 2 erwähnten Entſchädigungen und, 
ſoweit ſich nicht aus $ 31 etwas anderes ergibt, die Koſten der Wahlen; 

2. der durch Beſchluß des Arztekammerausſchuſſes (§ 49) feſtgeſetzte Beitrag der Arztekammer 
zu den Koſten des Arztekammerausſchuſſes; 

3. die Koſten des ehrengerichtlichen Verfahrens, ſoweit ſie nicht der Arztekammer erſtattet 
werden; 

4. die ſonſtigen von der Arztekammer beſchloſſenen Aufwendungen für Angelegenheiten des 
Arzteſtandes, insbeſondere für Fürſorgeeinrichtungen zugunſten von Arzten oder deren 
Hinterbliebenen. 

9 44. 

(1) Die Kaſſe wird von dem Vorſtande der Arztekammer verwaltet. 

2) Den Kaſſenführer wählt der Vorſtand der Arztekammer für die Dauer der Amtszeit aus 
ſeiner Mitte, ſofern nicht die Kaſſenführung durch die Geſchäftsordnung einem Angeſtellten der 
Arztekammer übertragen wird. 

$ 45. 

4) Der Kaſſenführer iſt zur Empfangnahme von Geldern und zur Erteilung von Quittungen 
ſowie auf Anweiſung des Vorſitzenden der Arztekammer zu Zahlungen berechtigt. 

(2) Die einkommenden Gelder find, ſoweit fie nicht zur Beſtreitung laufender Ausgaben Ver⸗ 
wendung finden, mündelſicher anzulegen. 

(2) Der Kaſſenführer hat über Einnahmen und Ausgaben Bücher zu führen. 


8 46. 
c) Der Kaſſenführer hat im Namen des Vorſtandes der Arztekammer die Einziehung nicht 
freiwillig gezahlter Beiträge oder Ordnungsſtrafen zu betreiben (8$ 5, 42). 
2) Als Vollſtreckungsbehörde im Sinne der Vorſchriften über das Verwaltungszwangsverfahren 
gilt die Gemeinde, die auf Erſuchen des Kaſſenführers die Vollſtreckung zu bewirken hat. 


: $ 47. 
(1) Die Kaffe und die Bücher nebſt Belegen find jährlich mindeſtens einmal durch zwei von 
der Arztekammer zu beſtimmende Kammermitglieder zu prüfen. g 
(2) Der Kaſſenführer hat dem Vorſtand und dieſer der Arztekammer jährlich Rechnung zu legen. 
) Die Arztekammer erteilt nach Erledigung etwaiger Anſtände die Entlaſtung. 


e. Staatsaufſicht. 
a $ 48. 

(1) Die allgemeine Staatsaufſicht über die Arztekammer und deren Vorſtand wird durch den 
Oberpräſidenten geführt. Er iſt befugt, an den Kammerſitzungen mit dem Rechte auf jederzeitiges 
Gehör teilzunehmen, und kann mit der Ausübung dieſes Rechtes einen oder mehrere Vertreter be⸗ 
auftragen. f 
(2) Er iſt ferner berechtigt, von dem Stande der Kaffe ($ 43) ſelbſt oder durch einen Beauftragten 
Kenntnis zu nehmen und Bücher und Belege zu prüfen. : 

(2) Die Aufſicht über Fürſorgeeinrichtungen, die unter Gewährung eines Rechtsanſpruchs eine 
Verſicherung von Arzten oder deren Hinterbliebenen zum Gegenſtande haben, wird vom Oberpräſidenten 
und, wenn eine ſolche Fürſorgeeinrichtung gemeinſam für mehrere oder ſämtliche Arztekammern 
geſchaffen wird, von den zuftändigen Miniſtern geführt. N 


— 364 — 


(4) Als Oberpräſident im Sinne der vorſtehenden Abſätze und der 88 1 bis 47 gilt für die 
Arztekammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen der Oberpräſident 
der Provinz Brandenburg und von Berlin und für die Arztekammer für die Provinzen Oberſchleſien 
und Niederſchleſien der Oberpräſident der Provinz Niederſchleſien. 


Zweiter Abſchnitt. 
Der Arztekammerausſchuß. 
$ 49. 

(1) Der Arztekammerausſchuß hat die Aufgabe, innerhalb der den Arztekammern zugewieſenen 
Zuſtändigkeit eine vermittelnde Tätigkeit auszuüben, und zwar ſowohl zwiſchen dem Miniſter für 
Volkswohlfahrt und den Arztekammern als auch zwiſchen dieſen untereinander. 

(2) Insbeſondere liegt ihm ob: 

1. die Beratung der ihm vom Miniſter überwieſenen Vorlagen. Zu dieſem Zwecke hat 
er die Vorlagen den Arztekammern zur Beratung und Beſchlußfaſſung mitzuteilen, die 
Ergebniſſe der Beratung und die Beſchlüſſe der Arztekammern zuſammenzuſtellen und 
unter Beifügung der Beſchlüſſe und der dieſen zugrunde liegenden Verhandlungen an 
den Miniſter gutachtlich zu berichten, 

2. die Beratung der von einzelnen Arztekammern oder von Mitgliedern des Arztekammer⸗ 
ausſchuſſes an ihn gerichteten Anträge; zu dieſem Zwecke hat er die Anträge den Arzte⸗ 
kammern zur Beratung und Beſchlußfaſſung mitzuteilen, die Anträge im Sinne der 
Mehrheit der gefaßten Beſchlüſſe zu erledigen und hiervon die Arztekammer zu benach⸗ 
richtigen. 

(3) Die Zuſtändigkeit der Arztekammern wird durch den Arztekammerausſchuß nicht beſchränkt. 

(4) Der Arztekammerausſchuß hat feinen Sitz in Berlin. 


§ 50. 


(1) Die Mitglieder des Arztekammerausſchuſſes werden von den Arztekammern gewählt, und 
zwar für die Amtsdauer der Kammern. 

2) Jede Arztekammer wählt ein Mitglied. Für jedes Mitglied iſt gleichzeitig ein Stell 
vertreter zu wählen. Die Arztekammer für die Provinzen Oberſchleſien und Niederſchleſien wählt 
zwei Mitglieder und zwei Stellvertreter. Jeder der beiden Provinzen muß ein Mitglied und ein 
Stellvertreter angehören. 

f (3) Die Wahl erfolgt unter ſinngemäßer Anwendung der für die Wahl des Vorſtandes der 
Arztekammern gegebenen Vorſchriften in der im § 34 bezeichneten Wahlverſammlung. 

(4) Die Mitglieder des Arztekammerausſchuſſes verwalten ihr Amt als Ehrenamt. Für die 
Teilnahme an den Ausſchußſitzungen können ihnen Entſchädigungen gewährt werden. 

(5) Der Arztekammerausſchuß wählt aus ſeiner Mitte einen Vorſitzenden und einen Stell⸗ 
vertreter. Auf die Wahl finden die für die Wahl des Vorſitzenden der Arztekammer geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung. 

§ 51. 

(1) Der Vorſitzende hat den Verkehr des Ausſchuſſes nach außen zu vermitteln und für die 
Ausführung der Beſchlüſſe des Ausſchuſſes Sorge zu tragen. 

) Er beruft, fo oft es die Geſchäftslage erfordert, jährlich jedoch in der Regel einmal, die 
Mitglieder zu Sitzungen ein und leitet in den Sitzungen die Verhandlungen. Der 837 Abſ. 1 
und 3 findet entſprechende Anwendung. 


(6) Ein Ausſchußmitglied, das an der Teilnahme an der Sitzung verhindert ift, hat dies 
rechtzeitig dem Vorſitzenden mitzuteilen. An ſeiner Stelle iſt ſein Vertreter zu laden. 
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. 8 52. 

(1) Der Arztekammerausſchuß ift beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte ſeiner Mitglieder 
oder deren Stellvertreter anweſend iſt. Er kann durch briefliche Abſtimmung beſchließen, ſofern 
nicht ein Mitglied mündliche Abſtimmung verlangt. 

e) Für einen Beſchluß iſt die Mehrheit aller abgegebenen Stimmen erforderlich. 

6) Im übrigen regelt der Ausſchuß feine Geſchäftsführung ſelbſtändig. 


$ 53. 

Der Arztekammerausſchuß führt die Geſchäfte auch nach Ablauf der Wahlperiode weiter, bis 

fie der neue Ausſchuß übernommen hat, 
$ 54. 

Die allgemeine Staatsaufſicht über den Arztekammerausſchuß führt der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt. Er iſt befugt, an den Sitzungen des Ausſchuſſes mit dem Rechte auf jederzeitiges 
Gehör teilzunehmen, und kann mit der Ausübung dieſes Rechtes einen oder mehrere Kommiſſare 
beauftragen. 


Dritter Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 
§ 55. 

Die bis zum 31. Dezember 1926 laufende Amtsdauer der Arztekammern wird bis zum 
31. Dezember 1927 verlängert. Die nächſten Wahlen zu den Arztekammern finden im Jahre 1927 
ſtatt. : 

Artikel II. 

a) Für die erſte Wahl der Arztekammer für Berlin beruft der Vorſtand der Arztekammer 
für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und die Stadt Berlin aus 
den in Berlin wahlberechtigten Wählern den Wahlleiter und die Beiſitzer des Wahlausſchuſſes 
ſowie deren Stellvertreter. Die Koſten dieſer Wahl trägt die Arztekammer für die Provinzen 
Brandenburg und Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreußen und die Stadt Berlin. 

(2) Bei der erſten Wahl der Arztekammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen iſt ein vom Oberpräſidenten zu beauftragender Beamter Wahlleiter. Die Bei- 
ſitzer des Wahlausſchuſſes und deren Stellvertreter werden vom Oberpräſidenten aus den in den 
beiden Provinzen wahlberechtigten Wählern berufen. Die Koſten dieſer Wahl trägt der Staat. 


Artikel III. 

Die Arztekammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und 
die Stadt Berlin bleibt bis zum Ablauf ihrer Amtsdauer beſtehen. Ihr Vorſtand führt jedoch 
die Geſchäfte weiter, bis ſie die Vorſtände der Arztekammern für Berlin und für die Provinzen 
Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen übernehmen. 


Artikel IV. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt erläßt die zur Ausführung des Geſetzes erforderlichen Be- 
ſtimmungen, insbeſondere die Wahlordnung für die Arztekammerwahl. 
N \ Artikel V. 
Dieſes Geſetz tritt mit folgender Maßgabe ſofort in Kraft: 
1. Die $$ 7 und 8 der Verordnung, betreffend die Einrichtung einer ärztlichen Standes- 
vertretung, vom 25. Mai 1887 und der § 1 der zu ihrer Ergänzung ergangenen Ver⸗ 
ordnung vom 6. Januar 1896 ſowie der 8 2 Ziffer 3 und der § 5 Abſ. 2 Satz 3 
Geſetzzammlung 1926. (Nr. 1318413187.) 103 
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des Geſetzes über die Errichtung gemeinſamer Arztekammern für die Provinzen Nieder 
ſchleſien und Oberſchleſien ſowie für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen und die Stadt Berlin vom 18. Juli 1924 bleiben für die beim Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes beſtehenden Arztekammern und den Arztekammerausſchuß bis zum 
Ablauf ihrer Amtsdauer inſoweit gültig, als fie die Zuſammenſetzung der Arzte⸗ 
kammern, ihres Vorſtandes und des Arztekammerausſchuſſes regeln. 

2. Der § 3 Ziffer 1 des vorbezeichneten Geſetzes vom 18. Juli 1924 bleibt, ſolange nach 
Artikel III die Arztekammer für die Provinzen Brandenburg und Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen und die Stadt Berlin beſteht und ihr Vorſtand die Geſchäfte weiterführt, 
inſoweit gültig, als er ſich auf die SS 49, 49a, 50 und 55 des Geſetzes, betreffend 
die ärztlichen Ehrengerichte, das Umlagerecht und die Kaſſen der Arztekammern, vom 
25. November 1899 in der Faſſung des Geſetzes vom 27. Juli 1904 bezieht. 


3. Der § 40 Abſ. 2 und 3 und der § 41 treten am 1. Januar 1927 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. N 


Berlin, den 30. Dezember 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. Hirtſiefer. 


(Nr. 13185.) Geſetz über die Gewährung einer einmaligen Zuwendung an Beamte, Volksſchullehrperſonen, 
Wartegeldempfänger, Ruhegehaltsempfänger, Hinterbliebene und Angeſtellte der Gruppen 
1 bis 12 ſowie an Beamte uſw. mit Mindeſtgrundgehältern der Gruppen 1 bis 3. Vom 
30. Dezember 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


91. 
Den Beamten, Volksſchullehrperſonen, Wartegeldempfängern, Ruhegehaltsempfängern, Hinter⸗ 
bliebenen von Beamten und Volksſchullehrperſonen ſowie den Angeſtellten 


1. der Gruppen 1 bis 4 wird eine Zuwendung in Höhe von einem Viertel des ihnen für 
Dezember 1926 zuſtehenden Monatsbezugs, 

2. der Gruppen 5 bis 12 ſowie den Beamten uſw. mit Mindeſtgrundgehältern der Gruppen 
1 bis 3 eine ſolche in Höhe von einem Fünftel des Monatsbezugs 

gezahlt, mindeſtens aber werden gewährt 

a) den Ledigen 30 Reichsmark, 

b) den Empfängern einer Frauenbeihilfe 50 Reichsmark ſtatt 30 Reichsmark, 

c) den Empfängern von Kinderbeihilfen oder Kinderzulagen für jedes Kind, für das für 
Dezember 1926 eine Kinderbeihilſe oder eine Kinderzulage — wenn auch gekürzt — 
gezahlt worden iſt, außerdem je 5 Reichsmark, i 

d) den Vollwaiſen insgeſamt 10 Reichsmark 

und höchſtens 5 

a) den Ledigen 60 Reichsmark, 

b) den Empfängern einer Frauenbeihilfe 80 Reichsmark ſtatt 60 Reichsmark, 

e) den Empfängern von Kinderbeihilfen oder Kinderzulagen für jedes Kind, für das für 
Dezember 1926 eine Kinderbeihilfe oder eine Kinderzulage — wenn auch gekürzt — 
gezahlt worden iſt, außerdem je 5 Reichsmark, 

d) den Vollwaiſen insgeſamt 15 Reichsmark. 
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8 2. 
Die gezahlten Beträge ſind bei denſelben Haushaltstiteln zu verrechnen wie die laufenden Bezüge 
für Dezember 1926, nötigenfalls unter Überſchreitung der im Haushalte vorgeſehenen Mittel. 


Die Zuwendungen an die Volksſchullehrperſonen ſind aus der Landesſchulkaſſe zu zahlen. 


§ 3. 

Der Staat zahlt einen ſeiner Beteiligung an den perſönlichen Volksſchullaſten gemäß dem Volks⸗ 
ſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetze vom 17. Dezember 1920/1. Januar 1925 GEſetzſamml. 1925 
S. 17) entſprechenden Beitrag zu den Zuwendungen für die Volksſchullehrperſonen, für die Volks⸗ 
ſchullehrperſonen im Ruheſtand und im einſtweiligen Ruheſtande ſowie für die Hinterbliebenen 
von Volksſchullehrperſonen an die Landesſchulkaſſe. 


§ 4. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Finanzminiſter und der Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. Dezember 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Siegel) Braun. Höpker Aſchoff. 


(Rr. 13186.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen (Ge⸗ 
meindewahlgeſetz) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 99). Vom 31. Dezember 1926. ö 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz über die vorläufige Regelung der Gemeindewahlen (Gemeindewahlgeſetz) in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 12. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 99) wird wie folgt geändert: 
§ 13 erhält folgende Faſſung: 
4) Bis zum Inkrafttreten der neuen Landgemeindeordnung ſind erledigte Stellen 
von Landhürgermeiſtern, Amtmännern und beſoldeten Beigeordneten in der Rheinprovinz 
und der Provinz Weſtfalen nicht mehr endgültig zu beſetzen, es ſei denn, daß die ein⸗ 
fache Mehrheit der tatſächlich vorhandenen Mitglieder der Bürgermeiſterei⸗ oder Amts⸗ 
verſammlung ſich mit der endgültigen Ernennung des vom Kreisausſchuß vorzuſchlagenden 
Bewerbers einverſtanden erklärt hat. 

(2) Vor der kommiſſariſchen Beſtellung eines Landbürgermeiſters oder Amtmanns 
muß die Bürgermeiſterei⸗ oder Amtsverſammlung gehört werden. Sie hat das Recht, 

von ſich aus dem Oberpräſidenten Vorſchläge zu machen. 


Artikel II. 

() Beſoldete Landbürgermeiſter, Amtmänner und Beigeordnete in Landbürgermeiſtereien und 
Amtern der Rheinprovinz und der Provinz Weſtfalen haben Anſpruch auf Ruhegehalt bei Eintritt 
der Dienſtunfähigkeit, nach Vollendung des 65. Lebensjahrs und für den Fall, daß ſie nach Be⸗ 
endigung ihres Dienſtverhältniſſes nicht wiederernannt werden. 

(2) Soweit durch die Beſoldungsordnung nichts anderes vorgeſchrieben ift, beträgt das Ruhe⸗ 
gehalt nach 6jähriger Amtszeit ¼100, nach 12jähriger Amtszeit 00 des ruhegehaltsfähigen Dienſt⸗ 
einkommens und ſteigt nach Vollendung des 12. Dienſtjahrs bis zum 25. Dienſtjahr um je /, 
ſodann jährlich um je oo des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens bis zum Höchſtbetrage von 6/0, 


ER 


Artikel IM. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1927 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Dezember 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Grzeſinſki. 


(Nr. 13187.) Geſetz über Induſtrie⸗ und Handelskammerwahlen. Vom 31. Dezember 1926. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
sel. 
Die Induſtrie⸗ und Handelskammern können durch Beſchluß beſtimmen, daß bei der Berechnung 
der im § 16 des Geſetzes über die Handelskammern vom 24. Februar 1870/19. Auguſt 1897 


(Geſetzſamml. S. 134/343) feſtgeſetzten Amtsdauer ihrer Mitglieder das Kalenderjahr 1926 nicht 
zur Anrechnung kommt. 
9 2. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 

Berlin, den 31. Dezember 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
f Braun. Schreiber. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. Oktober 1926 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Überlandzentrale Anhalt in Deſſau für den Bau einer 15 000 Volt⸗Leitung 
von Pieſteritz nach Straach durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 51 S. 210, aus⸗ 
gegeben am 18. Dezember 1926. 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. November 1926 über die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Landkreis Bonn für den Ausbau und die Erbreiterung der Vorgebirgs⸗ 
ſtraße von Bonn nach Brühl innerhalb des Landkreiſes Bonn durch das Amtsblatt der Regierung 
in Köln Nr. 50 S. 187, ausgegeben am 11. Dezember 1926; 
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5 Den laufenden Bezug der Preußiſchen Geſetzſammlung vermitteln nur die Poſtanſtalten. 
Atere Jahrgänge und Einzenummern können nur unmittelbar vom Geſetzſammlungsamte bezogen werden. 


